
TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEM. BAUGB UND BAUNVO (1990) 
 
 
Art der baulichen Nutzung 
 

1. Innerhalb der Mischgebiete (MI 1, MI 2) sind unzulässig: 
 - Vergnügungsstätten i. S. d. § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO (gem. § 1 Abs. 6 BauNVO). 
 
Maß der baulichen Nutzung 
 

2. Die Oberkante (OK) von baulichen Anlagen wird als Höchstgrenze, gemessen über der 
Fahrbahnoberfläche im Bereich der Längsachse der nächsten öffentlichen Erschlie-
ßungsstraße, festgesetzt (gem. § 18 Abs. 1 BauNVO). 

 
Zahl der Wohnungen 
 

3. Innerhalb des allgemeinen Wohngebietes (WA) sind je Gebäude höchstens 6 Wohnun-
gen zulässig (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB). 

 
Überbaubare Grundstücksfläche 
 

4. Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen ist die Errichtung von Garagen i. S. d. 
§ 12 BauNVO sowie von Nebenanlagen i. S. d. § 14 Abs. 1 BauNVO unzulässig (gem. 
§ 23 Abs. 5 BauNVO). 

 
Immissionsschutz 
 

5. Als Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Ge-
fahren im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes sowie als Schutz vor solchen 
Einwirkungen und zur Vermeidung und Minderung solcher Einwirkungen werden folgen-
de bauliche und sonstige technische Vorkehrungen festgesetzt (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 
BauGB): 

 
 Innerhalb der Lärmpegelbereiche III und IV müssen die Außenbauteile der Gebäude von 

Aufenthaltsräumen in ihrer Gesamtheit (Fenster, Wände, Lüftungen, Dächer etc.) min-
destens den folgenden Anforderungen nach DIN 4109, Tabelle 8, hinsichtlich der 
Schalldämmung zum Schutz gegen Außenlärm genügen: 

 

Erforderliches resultierendes Schalldämm-Maß des Außenbauteils R’W,res [dB] 
 

Lärmpegelbereich III: Aufenthaltsräume von Wohnungen: R’W,res = 35 dB 
    Büroräume und Ähnliches:  R’W,res = 30 dB 
 

Lärmpegelbereich IV: Aufenthaltsräume von Wohnungen: R’W,res = 40 dB 
    Büroräume und Ähnliches:  R’W,res = 35 dB 
 
Der Nachweis der erforderlichen resultierenden Schalldämm-Maße ist auf der Grundlage 
der als Technische Baubestimmung bauaufsichtlich eingeführten DIN 4109 und Bei-
blatt 1 zu DIN 4109 zu führen. Außenwohnbereiche wie z. B. Terrassen, Balkone, Log-
gien usw. sind nur auf der lärmabgewandten Seite der Gebäude, im direkten Schall-
schatten der zugehörigen Gebäude zulässig oder müssen durch entsprechend dimensi-
onierte bauliche Anlagen am Rand der Außenwohnbereiche in Richtung der Lärmquel-
len abgeschirmt werden. Von der vorgenannten Festsetzung zum erf. R’W,res kann abge-
wichen werden, sofern im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens prüfbar nachge-
wiesen wird, dass sich durch die Eigenabschirmung der Baukörper bzw. durch Abschir-
mung vorgelagerter Baukörper der maßgebliche Außenlärmpegel verringert. 
 

 

HINWEISE 
 
 
1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde 

(das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie 
auffällige Bodenverfärbungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde) gemacht werden, sind diese gem. § 14 Abs. 1 des Niedersächsischen Denkmal-
schutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde des Landkreises Vechta unverzüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Fin-
der, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind 
nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige un-
verändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmal-
schutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet. 

 
2. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten Hinweise auf Altablagerungen zutage 

treten, so ist unverzüglich die Untere Abfallbehörde zu benachrichtigen.  
 
3. Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen und Vermeidungsgrundsätze des § 44 Bun-

desnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind bei der Realisierung der Planung zu beachten. 
Um die Verletzung und Tötung von Individuen sicher auszuschließen, sind die Entfer-
nung von Sträuchern und Gehölzen, Bau- und Abbrucharbeiten, der Auf- und Abtrag von 
Oberboden sowie vergleichbare Maßnahmen nur außerhalb der Reproduktionsphase 
der Vögel und außerhalb der Sommerlebensphase der Fledermäuse durchzuführen 
(d. h. nicht vom 1. März bis 30. September). Gebäude und Gehölzbestände sind vor ei-
ner Beseitigung auf mögliche Quartiere von Fledermäusen und Vogelniststätten zu 
überprüfen. Sind Maßnahmen wie die oben genannten während der Brutperiode von 
Vögeln bzw. der Sommerlebensphase der Fledermäuse bzw. der Amphibienwande-
rungszeit beabsichtigt, kann eine Ausnahme von den artenschutzrechtlichen Bestim-
mungen bei der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Vechta beantragt wer-
den. Dazu ist in der Regel eine einzelfallbezogene vorherige gutachterliche Untersu-
chung des von den Maßnahmen betroffenen Bereiches erforderlich. 

 
4. Die für die Festsetzung der Lärmpegelbereiche erforderliche DIN 4109 kann bei der 

Stadt Lohne zu den Geschäftszeiten eingesehen werden. 
 
5. Durch den Bebauungsplan Nr. 147 werden die Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Nr. 16 für den vorliegenden Geltungsbereich aufgehoben. 
 
 


